
hoher, ja essentieller Bedeutung sei. Damit 
leugnen die Befürworter dieses Ansatzes die 
völkerrechtl iche Relevanz der territorialen 
Gebietsansprüche von Argentinien, Austra­
lien, Chile, Frankreich, Neuseeland, Norwe­
gen und Großbritannien. Ebenso wird in Ab­
rede gestellt, daß die Konsultativparteien 
eine besondere Verantwortung hinsichtlich 
der Antarktis übernommen hätten und inso­
weit eine Art Verwaltungsgemeinschaft (auch 
mit Wirkung für dritte Staaten) ausübten. 
Ohne die besonderen Leistungen zu bezwei­
feln, die einige Staaten für die Erforschung 
der Antarkt is erbracht hätten, wurde das ant­
arktische System teilweise als kolonialistisch 
charakterisiert. Insgesamt wurde von den 
Verfechtern der Initiative und den sie unter­
stützenden Staaten darauf hingewiesen, daß 
sich seit dem Antarktisvertrag die Zahl der 
unabhängigen Staaten deutlich erhöht hat. 
Es könne diesen neuen Staaten nicht zuge­
mutet werden, ein Vertragswerk zu akzeptie­
ren, an dem sie nicht mitgewirkt hätten. 
Stichwort war insoweit die Forderung nach 
einer Demokratisierung der Staatengemein­
schaft. Schließlich wurde auch geltend ge­
macht, daß die Antarkt is über für die Weltge­
meinschaft wesentl iche Ressourcen verfüge. 
Es sei vor allem unter dem Gesichtspunkt 
einer Neuen Weltwirtschaftsordnung ausge­
schlossen, daß eine Minderheit von Staaten 
die Kontrolle über diese Ressourcen aus­
üben könne. Vor allem wurde angegriffen, 
daß die Konvention über die Erhaltung der 
lebenden Ressourcen der Antarktis nur zwi­
schen den Konsultativparteien ausgehandelt 
worden war und die Verhandlungen über ein 
künftiges Regime für die mineralischen Res­
sourcen im geheimen stattfänden. Als Inhalt 
des »common heritage<-Prinzips wurde in 
enger Anlehnung an die Seerechtskonven­
tion genannt: gleichberechtigte prozedurale 
und materielle Beteil igung aller Staaten; Wei­
tergabe von Forschungsergebnissen; Ge­
winnvertei lung; Umweltschutz; planende Be­
wirtschaftung der Ressourcen durch ein in­
ternationales Gremium. 
III. Die Reaktion der Staaten des Antarkt is­
vertrages, insbesondere der Konsultativpar­
teien, war teilweise unterschiedlich akzentu­
iert. Diejenigen Staaten, die Gebietsansprü­
che in der Antarktis geltend machen, beton­
ten die Rechtsgültigkeit dieser Ansprüche 
(insbesondere Chile, Großbritannien, Frank­
reich, Australien). Schon aus diesem Grunde 
bestrit ten sie, daß die Antarktis mit dem Tief­
seeboden gleichgesetzt und das Prinzip des 
»gemeinsamen Erbes< angewandt werden 
kann. Alle Konsultativparteien wie auch die 
übrigen Antarktisvertragsstaaten betonten 
vor allem, daß es sich bei dem Antarktisver­
trag um den ersten Entmilitarisierungsvertrag 
handele, der zudem ein effektives Inspek­
t ionsrecht aufweise. Dies, wie auch das Ein­
frieren der sich teilweise überschneidenden 
Gebietsansprüche, sei ein wesentl icher Bei­
trag zur Friedenssicherung. Ähnlich argu­
mentiert wurde hinsichtlich des Umwelt­
schutzes. Auch insoweit wurde geltend ge­
macht, daß es gelungen sei, die Umwelt der 
Antarktis im Interesse der Weltgemeinschaft 
zu bewahren. Insgesamt trugen die Parteien 
des Antarktisvertrages vor, daß dieses Re­
gime unverzichtbar sei. 
Dem Vorwurf, es handele sich bei den Kon­
sultativparteien um einen exklusiven Klub, 
traten sie unter Hinweis auf die Beitr i t tsrege­
lungen entgegen. Danach kann dem Vertrag 

jeder Staat, der Mitglied der Vereinten Natio­
nen ist, beitreten. Der Status einer Konsulta­
tivpartei setze nur entsprechende wissen­
schaftl iche Aktivitäten voraus. Diesem Argu­
ment wurde lebhaft widersprochen. Einige 
Staaten sahen in dem Erfordernis der For­
schungstätigkeit eine Diskriminierung, vor al­
lem, da die ständigen Konsultativparteien ei­
ner derartigen Verpfl ichtung nicht unterlä­
gen. Insofern setzten sie dem Ansatz der 
Antarktisvertragsstaaten, Mitspracherecht 
verlange die Übernahme best immter Pflich­
ten, die Forderung nach einer bedingungslo­
sen Gleichbehandlung aller Staaten entge­
gen. 

Zusätzlich akzentuiert wurden die Debatten 
durch die von afrikanischen Staaten vorge­
tragene Forderung nach einem Ausschluß 
Südafrikas aus dem Antarktisvertrag. Ein ent­
sprechender Ergänzungsvorschlag zu dem 
Resolutionsentwurf wurde jedoch schließlich 
zurückgezogen. Allerdings bestanden des­
sen Verfechter darauf, daß der Generalsekre­
tär für seinen Bericht keine Informationen 
von Südafrika einziehen solle. 

Rüdiger Wolfrum, • 

Wirtschaft und Entwicklung 

UNCTAD: Verhaltenskodex über wettbewerbs­
beschränkende Geschäftspraktiken — Interessen 
der Entwicklungsländer noch unzureichend be­
rücksichtigt (12) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in V N 4 / 
1980 S.138f. fort.) 

I. Mit der Verabschiedung des zuvor von 
einer Konferenz ausgearbeiteten Multilateral 
vereinbarten ausgewogenen Grundsatz- und 
Vorschriftenpakets zur Bekämpfung restrikti­
ver Geschäftspraktiken durch die 35. Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen (Re­
solution 35/63 v. 5.12.1980) haben Bestre­
bungen ihren Ausdruck gefunden, wet tbe­
werbsbeschränkende Maßnahmen auch auf 
internationaler Ebene zu verbieten. Die ange­
nommenen Grundsätze und Regeln sollen 
das Exportpotential gerade der Entwick­
lungsländer vor den negativen Folgen von 
Wettbewerbsbeschränkungen insbesondere 
seitens transnationaler Unternehmen schüt­
zen. Der angenommene Verhaltenskodex 
verfügt zwar, entsprechend dem Wunsch der 
westl ichen Industriestaaten, über keine 
rechtliche Bindungswirkung, er soll aber 
durch Klärung grundlegender Begriffe und 
Wertungen als Maßstab für nationale Ge­
setze dienen und so zur Rechtsvereinheitl i­
chung beitragen. 
Zur Überprüfung der Verwirkl ichung der Ziele 
des Verhaltenskodexes ist im Rahmen der 
Handels- und Entwicklungskonferenz der 
Vereinten Nationen (UNCTAD) eine jährlich 
tagende zwischenstaatl iche Sachverständi­
gengruppe eingesetzt worden. Ihr wurden in 
Abschnit t G des >Pakets< folgende Aufgaben 
übertragen: Funktion als Diskussionsforum 
für die beteiligten Staaten zum Austausch 
von Erfahrungen mit dem Verhaltenskodex; 
Sammlung von Informationen über Fragen, 
die mit dem Verhaltenskodex zusammenhän­
gen, über die Umsetzung seiner Ziele sowie 
über Schritte, die Staaten auf nationaler oder 
regionaler Ebene unternommen haben, um 

das Erreichen der Ziele zu unterstützen; Un­
terbreitung von Vorschlägen und Berichten 
an Staaten zur Förderung der Durchsetzung 
des Verhaltenskodexes. 
II. Bei der ersten Tagung dieser Experten­
gruppe, die vom 2. bis 11. November 1981 
stattfand, diskutierte sie Berichte der Staaten 
über ihre Bemühungen zur Umsetzung des 
>Pakets< sowie des UNCTAD-Sekretariats 
über gesetzgeberische Entwicklungen zur 
Kontrolle von Wettbewerbsbeschränkungen 
und über Bemühungen zur Ausarbeitung ei­
nes Modellgesetzes gegen Wet tbewerbsbe­
schränkungen, das Entwicklungsländer für 
ihre eigenen gesetzgeberischen Maßnahmen 
als Richtschnur dienen soll (UN-Doc.TD/B/ 
RBP/5). Mit diesen Bestrebungen zur Ausar­
beitung modellhafter gesetzlicher Maßnah­
men sollen die Verpfl ichtungen zur interna­
tionalen Zusammenarbeit erfüllt werden, die 
in Abschnit t F des Verhaltenskodexes nie­
dergelegt worden sind. Grundlage der Arbei­
ten an dem bzw. den Modellgesetz(en) ist 
ein erster Entwurf, der vom UNCTAD-Sekre-
tariat bereits während der Vorbereitung des 
jetzigen Verhaltenskodexes vorgelegt wor­
den war. Die bereits fortgeschri t tenen Arbei ­
ten am Modellgesetz sollen nun fortgeführt 
werden. 
Den Abschluß der der Expertengruppe wäh­
rend der ersten Tagung vorgelegten Berichte 
bildet schließlich eine Studie über Aus­
schließlichkeitsverträge (Exclusive dealing 
arrangements, UN-Doc.TD/B/RBP/6) , in dem 
untersucht wird, in welchem Ausmaß derar­
tige Vereinbarungen im Kauf oder Verkauf 
verwendet werden und in welchem Ausmaß 
sie den internationalen Handel, speziell den 
der Entwicklungsländer, beeinflussen. Sinn 
dieser Studie zu speziellen Bereichen wett ­
bewerbsbeschränkender Maßnahmen, die für 
die Entwicklungsländer von besonderem In­
teresse sind, ist es, in der Expertengruppe 
Erfahrungen auszutauschen und so die Tat­
sachengrundlagen für eine Verbesserung 
des Verhaltenskodexes zu verstärken. Zum 
Abschluß der ersten Tagung der Experten­
gruppe wurde eine Resolution angenommen, 
in der die verschiedenen anderen Organe der 
UNO zur Zusammenarbeit und Bereitstel lung 
finanzieller Mittel für die Finanzierung von 
Ausbi ldungsprogrammen für Personal zur 
Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkun­
gen aufgefordert werden. 
III. Die zweite Tagung der Expertengruppe 
fand, bedingt durch die Vorberei tungen für 
UNCTAD VI in Belgrad, erst vom 2 1 . bis 
30. November 1983 statt; 72 Staaten nahmen 
teil. Dem Sachverständigengremium lagen 
neben ausführlichen Berichten über gesetz­
geberische Maßnahmen zur Wet tbewerbs­
beschränkung in entwickelten und sich ent­
wickelnden Ländern zwei weitere Studien 
des UNCTAD-Sekretariats vor. In der ersten 
Studie über Angebotskartel le (Collusive Ten­
dering, UN-Doc.TD/B/RBP/12) wurde festge­
stellt, daß Absprachen über Preise und an­
dere Vertragsbedingungen zwischen Unter­
nehmen für den Verkauf von Gütern oder 
Dienstleistungen zu einem festen Bestandteil 
des internationalen Handels geworden sind, 
daß sie die Handelsabläufe zerstören und die 
Entwicklung des Handels und der Wirtschaft 
speziell von Entwicklungsländern behindern. 
Eine zweite Studie (The effects on internatio­
nal trade transactions of restrictive business 
practices in the services sector by consult ing 
f irms and other enterprises in relation to the 
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design and manufacture of plant and equip­
ment, UN-Doc.TD/B/RBP/13) beschäft igte 
sich mit den Auswirkungen von Wettbe­
werbsbeschränkungen im Dienstleistungs­
sektor durch Beratungsfirmen bei dem Ent­
wurf und dem Bau von Betr ieben und Anla­
gen. Für die Entwicklungsländer ist dieser 
Bereich von besonderer Bedeutung, weil ei­
nerseits ein großer Teil der Investit ionen in 
solchen Anlagen besteht und andererseits 
die für die Planung und Err ichtung dieser 
Projekte notwendigen Dienstleistungen im 
wesentl ichen aus entwickelten Ländern ein­
geführt werden müssen. Der vorgelegte Be­
richt leidet an einem Mangel an verfügbaren 
Informationen über das Wettbewerbsverhal­
ten der beteiligten Firmen insbesondere ge­
genüber der vorhandenen, aber nur schwa­
chen Konkurrenz aus den Entwicklungslän­
dern. 

Der Gruppe lag weiter ein überarbeiteter Ent­
wurf für das oben angesprochene Modellge­
setz (UN-Doc.TD/B/RBP/15) vor, bestehend 
aus Formulierungsvorschlägen für bisher 11 
Artikel mit ausführlicher Komment ierung. Be­
klagt wurde während der Tagung der Exper­
tengruppe, daß der Gebrauch von Wettbe­
werbsbeschränkungen durch staatliche Stel­
len in den entwickelten Ländern zugenom­
men habe. Besonders erwähnt wurden dabei 
die Grauzonen-Maßnahmen (wie freiwillige 
Exportbeschränkungen), mit denen interna­
tionale Verpfl ichtungen etwa nach den GATT-
Regeln umgangen werden könnten. 
Im Rahmen der Diskussionen wurde von den 
Vertretern der Entwicklungsländer ange­
merkt, daß in der Zeit seit Verabschiedung 
des Verhaltenskodexes sehr wenig zur Um­
setzung seiner Ziele in nationale Gesetzge­
bung geschehen ist. Es sei weiter zu bedau­
ern, daß es aus finanziellen Gründen bisher 
nicht möglich gewesen ist, die angestreb­
ten Ausbi ldungs- und Unterstützungspro­
gramme des UNCTAD-Sekretariats zu ver­
wirkl ichen. Auf bilateraler Ebene sei aller­
dings in der Zwischenzeit erhebliche Hilfe 
durch die Industrieländer bei der Errichtung 
eines Wettbewerbskontrol lsystems gekom­
men. 

IV. Von der Tagung Ende 1983 ist noch zu 
berichten, daß ein vom Vertreter Griechen­
lands im Auftrag der EG vorgebrachter An ­
trag auf volle Mitgliedschaft mit der Begrün­
dung abgelehnt wurde, daß die Experten­
gruppe als ein Teil der UNCTAD an deren 
Regeln gebunden sei, die eine Mitgliedschaft 
der EG nicht vorsähen. 
Die nächste Tagung, auf der Vorschläge für 
die Verbesserung des >Pakets< erarbeitet 
werden sollen, ist für die Zeit vom 7. bis 
16. November 1984 vorgesehen. 1985 soll un­
ter der Schirmherrschaft der UNCTAD eine 
Überprüfungskonferenz zum Verhaltensko­
dex stattf inden. 

Klaus Bockslaff • 

UNDP: Suche nach einem Ausweg aus der Finanz­
misere — Wenig ermutigendes Resultat der Bei­
tragskonferenz für 1984 (13) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/ 
1982 S.176f. fort.) 

I. Der 1982 vom Verwaltungsrat des Ent­
wicklungsprogramms der Vereinten Nationen 

(UNDP) ins Leben gerufene, zwischen den 
Jahrestagungen zusammentretende Aus­
schuß (Intersessional Committee of the 
Whole), der Vorschläge für eine Verbesse­
rung des Finanzierungsvorganges und eine 
vermehrte Einbeziehung des Verwaltungs­
rats in Programmangelegenheiten ausarbei­
ten sollte, tagte im vergangenen Jahr zwei­
mal (9.-15.2. und 9.-15.4. 1983 in New York). 
Sein Bericht (UN-Doc.DP/1983/5 v.15.4. 
1983) wurde der 30. Tagung des Rates ( 6 -
24.6.1983 in New York) vorgelegt. Klar 
wurde im Verlauf der Diskussionen, daß 
keine Regierung gewillt ist, auf das Prinzip 
der Freiwilligkeit der Beitragsleistungen zu 
verzichten; auch ein auf (informellen) Vorver­
handlungen beruhendes periodisches Auf­
stockungsverfahren, wie es etwa bei der In­
ternationalen Entwicklungsorganisation (IDA) 
üblich ist, fand keine Gnade; selbst eine ein­
malige (one-shot) Rettungsaktion für das lau­
fende Jahr stieß auf wenig Unterstützung. 
Schließlich einigte sich der Ausschuß auf we­
sentlich bescheidenere Vorschläge, die dann 
vom Rat am 24. Juni 1983 durch Beschluß 
83/5 gebilligt wurden und folgendermaßen 
zusammengefaßt werden können: 
• Vor der jährlichen Beitragskonferenz wer­
den die Regierungen (gemeint sind wohl die 
der OECD-Staaten) sich miteinander infor­
mell beraten. Zur Konferenz sollen sie nicht 
nur ihre Beiträge für das kommende Jahr an­
kündigen, sondern auch vorläufige Absichts­
erklärungen darüber abgeben, was sie für die 
zwei nachfolgenden Jahre zu geben geden­
ken. 
• Wiederum in informellen Treffen sollen 
alle sich am Programm beteil igenden Regie­
rungen die anzustrebende Höhe der Res­
sourcen für eine bestimmte Programmperi­
ode festlegen, welche jedoch im Einklang mit 
der Bereitschaft der Regierungen, entspre­
chende Geldmittel tatsächlich flüssig zu ma­
chen, stehen soll. Der Verwaltungsrat wird 
dann förmlich über den Umfang des 
Programms und implizit dadurch über die 
Wachstumsrate desselben entscheiden. 
• Alle Regierungen werden sich bemühen, 
den realen Wert ihrer Beiträge zu gewährlei­
sten. Das UNDP hatte 1981/82 170 Mill Dollar 
wegen der Kursgewinne der amerikanischen 
Währung verloren. (Fast alle OECD-Länder, 
die 90 vH zu den Gesamteinnahmen des 
UNDP beisteuern, legen ihre Beiträge in der 
eigenen Währung fest.) 
• Die Erlaubnis, daß das UNDP und einige 
der von ihm verwalteten Fonds sich um Mittel 
für Treuhandfonds bewerben dürfen, wurde 
erweitert. Damit tritt das Entwicklungspro­
gramm in Konkurrenz zu den Sonderorgani­
sationen und anderen Einrichtungen, die mit 
dieser Methode — zum Nachteil des UNDP 
— so erfolgreich tätig waren und sind. 
II. Was die Maßnahmen bezüglich der inten­
siveren Einschaltung des Rates in Pro­
grammangelegenheiten betrifft, so werden 
alle Ratsmitglieder während einer Probezeit 
von drei Jahren auf den regulären Tagungen 
des Verwaltungsrats im Rahmen eines Ple-
narauschusses in einen Gedankenaustausch 
über alle Aspekte der Programmgestaltung 
und der Resultate treten können. Auch wird 
im Hauptbüro eine Evaluierungsabteilung 
eingerichtet; eine befriedigende Evaluierung 
seiner Aktivitäten hat das UNDP bisher nicht 
zustande gebracht. 
Der in den siebziger Jahren stark gewach­
sene Dienstleistungssektor der UNDP-Ver­

tretungen in den Empfängerländern — ein 
Drittel ihrer Tätigkeiten umfaßt derzeit Aktivi­
täten, die mit den UNDP-Landesprogrammen 
nicht direkt zu tun haben — wird potentiell 
ausgedehnt durch die Genehmigung, gegen 
Kostenvergütung bei der Konzipierung und 
Durchführung bilateraler Programme behilf­
lich zu sein. Ein interessantes Angebot für 
kleinere Geberländer. 
III. Die >Beitragsankündigungskonferenz 
der Vereinten Nationen für Entwicklungsakti-
vitäten< für 1984 (879.11.1983 in New York) 
bot die Gelegenheit für einen ersten Test der 
Wirksamkeit der gefaßten Beschlüsse. Das 
Resultat war nicht ermut igend: eine Zu­
nahme von kaum 1 vH, von 676,3 Mill Dollar 
1983 auf 681,1 Mill (die Bundesrepublik 
Deutschland trägt 44,6 Mill bei) — de facto 
also Stagnation. UNDP-Chef Bradford Morse, 
kurz darauf von der 38. Generalversammlung 
bis Ende 1987 im Amt bestätigt, konnte am 
9. November 1983 seine Enttäuschung nicht 
verhehlen; der Verwaltungsrat könne sich, so 
Morse, 1984 bei seiner Bewertung zur 
Halbzeit des dritten Programmzyklus des 
Entwicklungsprogramms (1982-1986) dem 
Zwang zu »sehr schwierigen Entscheidun­
gen« ausgesetzt sehen. Nach der Beitrags­
ankündigungskonferenz (die übrigens nicht 
ausschließlich dem UNDP gewidmet war) tra­
fen jedoch noch weitere Zusagen ein, so daß 
schließlich von rd. 700 Mill Dollar ausgegan­
gen werden konnte, was eine Steigerung von 
3,5vH gegenüber 1983 bedeutet. Ob damit 
schon der Tiefpunkt überwunden ist, ist frei­
lich noch nicht abzusehen. 
Jedenfalls beeinflußt das Ergebnis den weite­
ren Verlauf des drit ten Planungszyklus nach­
haltig. Die schon verfügte Reduzierung der 
dafür aus UNDP-Mitteln zur Verfügung ste­
henden Gelder, zuletzt um 45vH, kann nicht 
rückgängig gemacht werden; der Verwal­
tungsrat wird sich auf seiner Jahrestagung 
im Juni mit der heutigen Situation zu befas­
sen haben. Wenn keine Wende eintritt, wer­
den die 36 am wenigsten entwickelten Län­
der (LLDCs) mit 700 Mill Dollar weniger zu 
rechnen haben, da der für diesen Zyklus 
maßgebliche Ratsbeschluß 80/30 keine Aus­
nahmeregelung für diese Staaten vorsieht. 
IV. Wie wird sich die Rolle des UNDP in den 
kommenden Jahren darstellen? Wird es ge­
lingen, wieder einen höheren Anteil der im 
Rahmen des UN-Systems erfolgenden Tech­
nischen Zusammenarbeit in die Hand zu be­
kommen? Vorläufig scheinen die Chancen 
noch ungewiß zu sein. Es gibt aber Faktoren, 
welche die Schwächung im Bereich der Fi­
nanzierung einigermaßen wettmachen. Zum 
einen sind da der stark ausgeweitete Dienst­
leistungssektor sowie der gestiegene Eigen­
beitrag zu Projektkosten seitens finanzkräfti­
ger Empfängerländer (cost-sharing); zum 
anderen hat das UNDP sich im Falle mehre­
rer LLDCs erfolgreich für das Zustandekom­
men der im Rahmen des für sie angelaufenen 
Zehnjahresprogramms (vgl. zuletzt VN 
2/1983 S.63) vorgesehenen Länderkonferen­
zen mit Instanzen der Geber eingesetzt. 
Schließlich haben eine Reihe von UNDP-Län­
dervertretern die Funktion des für die Koor­
dinierung sämtlicher Akt ionen des Systems 
der Vereinten Nationen im jeweiligen Ent­
wicklungsland verantwortl ichen UN-Reprä­
sentanten übernommen; welche wirkliche 
Bedeutung dies hat, ist allerdings noch nicht 
klar ersichtl ich. 

Victor Beermann • 
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